
Landtag intern - 3. 3. 1980 Aus dem Plenum - 3 

51,S-Milliarden-Haushalt für 1980 in dritter Lesung verabschiedet 

Opposition: Hoffnung auf Ende von SPD/F .D.P .-Epoche 
Ministerpräsident: Wahl schicksalhaft für Bundesrepublik 

Bei der dritten Lesung des Haushaltsplans des Landes Nord­
rhein-Westfalen für das Jahr 1980 (Drs. 8/4950) zogen Opposi­
tionsführer Heinrich Köppler (CDU), Ministerpräsident Johannes 
Rau (SPD) und Sprecher der drei Fraktionen noch einmal Bilanz 
über die politische Arbeit der auslaufenden Legislaturperiode. 
Bei der Generaldebatte über das Handeln der Regierung äußerte 
Oppositionschef Köppler die Hoffnung, daß mit der Landtags­
wahl am 11. Mai eine dreizehneinhalbjährige Epoche zu Ende 
gehe, die dem Land wenig Nutzen gebracht habe und ihm 

"denkbar schlecht"bekommen sei. Regierungschef Rau vermu­
tete, er werde bei der Wahl, die er auch als "schicksalhaft für die 
Bundesrepublik" bezeichnete, die größeren Chancen haben. Er 
lud die F.D.P. ein, bei der nächsten Regierung wieder mitzuma­
chen. Finanz-, Wirtschafts- und Energiefragen, das Ruhrgebiet 
sowie Schul- und Wohnungsbauprobleme bestimmten weitge­
hend die parlamentarische Aussprache. Der Etat wurde von der 
Koalitionsmehrheit im Landtag gegen die Stimmen der CDU­
Fraktion verabschiedet. 

Heinrich Köppler (CDU) betonte: "Wir er­
warten zuversichtlich, daß dies der letzte 
Haushalt ist, der von dieser Koalitionsre­
gierung hier im Hause verabschiedet 
wird." Die Epoche habe mit dem Slogan 
angefangen "Wählt SPD, und wir sind 

(l
~. er den Berg!" Bereits ein oder zwei 
~. re später sei im Landtag "zu Recht 

n dem ehemaligen Kollegen Pütz" fest­
gestellt worden, daß es von da an bergab 
gegangen sei. "Und es ist weiter bergab 
gegangen!" sagte der Oppositionsführer. 
Heute sitze die Landesregierung, was ihre 
Leistungsbilanz angehe, in weiten und 
wichtigen Bereichen der Landespolitik 
auf ein~r Talsohle und igele sich dort in 
einem Überlebensbunker ein. "Mit ihr ist 
das Land unten angekommen", sagte 
Köppler. Er griff den Vorwurf auf, bei 
einer CDU-Regierung würden Arbeitslose 
"neu entstehen". Der Oppositionschef 
unterstrich, die CDU-Regierung habe im 
Jahre 1966 eine Arbeitslosenquote von 
0,7 Prozent hinterlassen. Mit 0,7 Prozent 
sei die Arbeitslosenquote im Land Nord­
rhein-Westfalen und im Bundesdurch­
schnitt damals noch identisch gewesen. 
Im Jahre 1979, nach einer Entlastung des 
Arbeitsmarktes gegenüber 1978, habe die 
durchschnittliche Arbeitslosenquote im 
Bundesgebiet immer noch 3,8, aber im 
.('_~g~n~rdrhein-WeStfalen 4,6 Prozent 

~h beim Wirtschaftswachstum hat 
nach seinen Angaben das Land seine 
Position im Bundesgebiet und im Ver­
gleich zu anderen Bundesländern ver­
s?hlechtert. "In den sechziger Jahren lag 
die WaChstumsrate in Nordrhein-Westfa­
len um 0,2 Prozent hinter dem Bundes­
durchschnitt, in den siebziger Jahren be­
reits um 0,4 Prozent; das heißt, das Defizit 
gegenüber dem Bundesdurchschnitt hat 
sich unter Ihrer Regierungsverantwor­
tung schlicht verdoppelt", meinte der Op­
positionschef. Zur Staatsverschuldung 
erklärte er, 1966 habe die Nettoverschul­
dung des Landes 443 Millionen DM betra­
gen. "Das waren 26 DM pro Kopf der 
Bevölkerung in Nordrhein-Westfalen." 
1980 belaufe sich die Nettoverschuldung 
auf 32,73 Milliarden DM und ihre Erwar­
tung für 1983 auf 52,1 Milliarden DM, das 
bedeute rund 3000 DM Verschuldungs­
quote pro Kopf der Einwohnerschaft. 
Die Epoche SPD-geführter und F.D.P.­
unterstützter Landespolitik bezeichnete 
er als "denkbar dürftig". Wörtlich stellte 
der Oppositionsführer fest: "Sie haben 
sich 1975 mit der Lüge vom Aufschwung 
noch einmal in die Regierungsverantwor­
tung hineinstehlen können. Glauben Sie 

Oppositionsführer Heinrich Köppler: Die 13jährige 
SPDIF.D.P.-Epoche hat dem Land wenig Nutzen 
gebracht und ist ihm denkbar schlecht bekommen. 

ja nicht, daß sie die Bürger zweimal belü­
gen können." Zu den "Skandalen" zählte 
er das Klinikum Aachen, das nach heuti­
gen Schätzungen dreimal soviel koste, als 
ursprünglich vorgesehen sei, und dessen 
Nutzungsmöglichkeiten mehr als nur ei­
nem Zweifel unterlägen. "Das war alles 
andere als ein Ruhmesblatt für das Land 
Nordrhein-Westfalen", meinte Köppler. Er 
erinnerte weiter an die "Affären im Zu­
sammenhang mit der Tätigkeit dieser 
Landesregierung bei der Westdeutschen 
Landesbank", an "besonders eklatante 
Kunstfälle der Wirtschaftsförderung" (Fall 
Reichei) sowie an die Stützungsaktion 
des Landes für das Unternehmen Beton­
und Monierbau. Auf die Regierung einge­
hend, meinte der Oppositionsführer, 
dementsprechend habe sich "die Truppe 
auch auf dem langen Marsch der hinter 
uns liegenden Jahre der Legislaturperio­
de" erheblich dezimiert. Er erwähnte den 
"erzwungenen Rücktritt" des Minister­
präSidenten Kühn, den "blamablen Rück­
tritt des Kollegen Halstenberg" und die 
"Niedermetzelung des Kollegen Riemer". 
"Dann ist Kollege Deneke von Bord des 
Regierungsschiffs gegangen; vom Raus­
wurf von Herrn Döring will ich gar nicht 
reden", sagte Köppler. 
Zum "Berg von Schulden", den er mit 
dem Himalaja-Gebirge verglich, meinte 
er, von 1970 bis 1978 habe die Wachs-

Ministerpräsident Johannes Rau: Die Landtags­
wahl ist entscheidend für NRW und schicksalhaft 
für die Bundesrepublik. 

tumsrate des Bruttosozialprodukts im 
Land 74 Prozent betragen. Das Haushalts­
volumen habe sich dagegen in diesem 
Zeitraum auf 155 Prozent gesteigert. Der 
Oppositionschef äußerte die Befürch­
tung, daß die Schulden-Politik der Regie­
rung "über kurz oder lang" zur Vernich­
tung der politischen GestaltungsspielräU­
me in Nordrhein-Westfalen führen werde. 
Er forderte Konsolidierung der Haushalts­
politik. Sorge bereitete ihm auch die Ent­
wicklung der Arbeitslosigkeit. Er erinner­
te an den Arbeitslosenstand von 6 Prozent 
"im industriellen Kernland von Nord­
rhein-Westfalen", im Ruhrgebiet. ,,1980 
müssen wir wieder damit rechnen, daß die 
Zahl der Arbeitslosen in Nordrhein-West­
falen weit über 300000 Personen betra­
gen kann und betragen wird", erklärte 
Köppler. Er verwies auf Prognosen des 
Landesarbeitsamtes. Großen Wert maß er 
daher der Mittelstandsförderung bei. Zur 
Vergabe Öffentlicher Darlehen an die 
Hoesch AG zur Schaffung eines neuen 
Stahlwerks stellte er die Frage, warum 
"eine solche richtige, vernünftige Investi­
tion" nicht aus Mitteln des Unternehmens 
finanziert werde. 
Zur Energiepolitik sagte der Oppositions­
führer: "Wir sind froh, daß schwere Sor­
gen im Bereich des heimischen Steinkoh­
lebergbaus, die uns bekanntlich gemein-
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sam gedrückt und die wir auch gemein­
sam getragen haben, ihrem Ende entge­
gengehen." Als möglicherweise größten 
Engpaß bei der Erreichung des energie­
politischen Ziels einer Förderung von 100 
Millionen Tonnen Kohle gegen Ende des 
Jahrhunderts, bezeichnete er es, genü­
gend geeignete und befähigte junge Men­
schen für den Bergbau zu finden. Neben 
der Kohle muß nach seinen Worten "gera­
de in Nordrhein-Westfalen" die Nutzung 
der Kernkraft stehen. 
Zur Schulpolitik meinte Köppler, es gebe 
keine Landesregierung, die demosko­
pisch eine so miserable Einschätzung ih­
rer Leistungsbilanz in schulpolitischer 
Hinsicht bescheinigt bekomme wie diese 
Landesregierung. Zum Rundfunkproblem 
sagte der Oppositionsführer: "Staats­
rundfunk sind in gewissem Sinne alle 
ARD-Anstalten und das ZDF. Staats naher 
Rundfunk, den wir alle nicht wollen, wird 
rechtlich am perfektionistischen im Land 
Nordrhein-Westfalen praktiziert." 

Ministerpräsident Johannes Rau (SPD) 
erklärte an die Opposition gewandt: "Sie 
möchten gern nach dem 11. Mai aus der 
mehr als 13jährigen und gewiß oft mühe­
vollen Zeit der Opposition heraus. Sie 
möchten wieder regieren. Das ist ein aus 
ihrer Sicht legitimer Anspruch." Er emp­
fahl der CDU Gelassenheit und meinte, er 
sei im Gegensatz zur Opposition zuver­
sichtlich. "Denn ich glaube, nach 13 Jah­
ren erfolgreicher Politik wird der Wähler 
diese Regierung am 11. Mai bestätigen." 
Rau warnte vor "falschen Propheten", die 
sogar eine erneute Währungsreform nicht 
ausgeschlossen hätten. "Wo ist die Wäh­
rungsreform geblieben?" fragte er. "Die 
SPD und die F.D.P. haben 1976 gewon­
nen, so wie sie es am 5. Oktober wieder 
tun werden, und wir haben neben der 
Schweiz die stabilste Währung der Welt." 
Zu den von der Opposition angeschnitte­
nen Fragen der Finanzpolitik, der Bela­
stungsquoten und der mittelfristigen Fi­
nanzplanung meinte der Regierungschef, 
das sei "so eine Sache" mit den Zahlen. 
Er sagte: "Hätten Sie die Kreditmarktver­
schuldung der Länder am 30. September 
1979 netto und, wie sie ist, pro Kopf 
gerechnet, dann hätten Sie diesem Land­
tag berichten müssen - und ich tue das 
nun stellvertretend für Sie -, daß Nord­
rhein-Westfalen mit 1199 DM je Einwoh­
ner unter den Flächenländern im ganzen 
Bundesgebiet an zweitbester Stelle 
steht." Vom Oppositionsführer wollte Rau 
wissen, ob dieser einmal dazugerechnet 
habe, wie hoch die Schulden wären, 
"wenn wir in den 13 Jahren auch noch 
alle CDU-Anträge angenommen und das 
alles zu bezahlen hätten". Der Minister­
präsident wies darauf hin, daß auch die 
Investitionsrate immer noch weit höher 
sei als in anderen Flächenländern. "Die 
Verschuldung, die wir betrieben haben, 
war nötig", sagte Rau. Er erinnerte daran, 
daß ein Teil der Kredite auch für die 
Gemeinden aufgenommen worden sei. 
"Denn nur so war es möglich, daß trotz 
höherer Steuerausfälle beim Land die Lei­
stungen an die Gemeinden gesteigert 
wurden und daß deren Investitionskraft 
gesichert wurde." 
Der Regierungschef räumte ein, daß es 
Probleme im Land gebe. Über diese Pro­
bleme werde nicht hinweggeredet. "Aber 

auch wenn wir Probleme haben, die tief­
ste Rezession der Nachkriegszeit haben 
wir gemeistert. Die Wirtschaft befindet 
sich heute trotz eines neuen Ölpreis­
schocks in einer insgesamt guten Verfas­
sung. Die Zuversicht der Unternehmen 
wird in ihrer durchaus robusten Investi­
tionsneigung deutlich." Es habe sich aus­
gezahlt, schloß Rau, daß Nordrhein-West­
falen in den Jahren des Booms eine anti­
zyklische Haushaltspolitik betrieben ha­
be. Zur Schuldenentwicklungen meinte 
er, die Opposition habe sich in allen 
Prognosen verschätzt. Zudem betrage der 
Schuldenstand des Jahres 1979 nicht 30 
sondern nur 20 Milliarden DM. "Die Lage, 
in der wir uns jetzt befinden, erfordert 
einen Defizitablauf in diesem Jahr. Des­
halb sieht der Entwurf zur dritten Lesung 
vor, daß die Neuverschuldung um rund 
eine halbe Milliarde DM zurückgeführt 
wird, und zwar trotz 2,8 Milliarden DM 
notwendiger Mehrausgaben" , sagte der 
Ministerpräsident. 
Auf Äußerungen des CDU-Politikers Pro­
fessor Kurt Biedenkopf eingehend, mein­
te Rau: "Es hat keinen Sinn, dieses Land 
in die Krise zu reden. Denn dieses Land ist 
nicht in der Krise." Er räumte ein, es gebe 
seit 1975 "einen gewissen Wachstums­
rückstand". Aber er beginne, sich zu ver­
ringern. 1979 habe er nur noch 0,3 Pro­
zent-Punkte betragen. Das Bruttoinlands­
produkt je Einwohner sei im Bundesge­
biet um 4,4 Prozent gestiegen, in Nord­
rhein-Westfalen um 4,1 Prozent. "Deshalb 
gilt für uns und sollte für die OppOSition 
gelten: um Vertrauen werben, Zuversicht 
vermitteln, Angst abwehren, Besonnen­
heit beweisen - auch in der Wirtschafts­
politik des Landes'" Er erinnerte daran, 
dieses werde auch mit dem Aktionspro­
gramm Ruhr getan. "Wir glauben, daß wir 
mit diesem Ruhrprogramm das Herz un­
seres Landes, das Revier, so stärken kön­
nen, daß der Kreislauf des ganzen Landes 
und der Bundesrepublik wiederbelebt 
wird und wieder in Gang kommt", bekräf­
tigte der Regierungschef. 
Zur Energiepolitik meinte er: "Wir haben 
den Vorrang der Kohle nicht nl,Jr behaup­
tet, sondern wir haben ihn durchgesetzt." 
Rau erinnerte daran, daß 28 Kohlekraft­
werke, davon 15 auf Steinkohle- und 13 
auf Braunkohlebasis gebaut worden sei­
en. 8000 Megawatt seien genehmigt, 
8000 weitere Megawatt "kommen auf uns 
zu". Er erwähnte die Prototypen des 
Schnellen Brüters und des Hochtempera­
turreaktors, die in Nordrhein-Westfalen 
ständen. "Mit Ahaus, mit Schmehausen, 
mit Jülich, mit Kalkar, mit Gronau, mit 
Würgassen trägt dieses Land gegenwär­
tig ein Kernkraftrisiko, das den Bürgern 
dieses Landes bei verantwortlicher Politik 
zuzumuten ist. Wir stehen zu diesem Risi­
ko; aber wir stehen zuerst zum Vorrang 
der Kohle", betonte der Ministerpräsi­
dent. Er versprach, weiter eine besonne­
ne, aber sichere Energieversorgung zu 
betreiben. Den Wohnungs-Vorwurf der 
OpPOSition suchte Rau mit dem Hinweis 
zu entkräften, von 1970 bis 1979 habe die 
Landesregierung 541969 Wohnungen im 
Land gefördert. Zur Bildungs- und Schul­
politik meinte der Regierungschef, auch 
in der nächsten Wahlperiode werde si­
chergestellt, daß der Elternwille im Blick 
auf die gewünschte Schulform optimal 
und gerecht erfüllt werden könne. Zu dem 
Problemkreis Rundfunkanstalten, erklärte 
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Rau, die Privatisierungspläne im Norden 
seien ein Alarmzeichen. Nach seinen ei­
genen Angaben möchte er das Gegen­
über von öffentlich-rechtlichem Rund­
funksystem und privatwirtschaftlich orga­
nisierter Presse gerne erhalten wissen. 

Dr. Dieter Haak (SPD) wandte sich ent· 
schieden gegen Köpplers "unwahre Be· 
hauptungen". Die seiner Ansicht nact' 
erfolgreiche Bilanz der sozialliberalen Ko· 
alition "lassen wir uns auch durch eine 
noch so eifersüchtige Opposition nich1 
kaputtmachen", rief er aus. Haak wie~ 
ebenfalls die "Herummäkelei" an Rau zu· 
rück. "Ministerpräsident Rau hat die Re· 
gierungsführung in diesem Lande über· 
nommen und führt sie sicher aus und wire 
sie auch in der nächsten Wahlperiode 
genauso sicher ausführen." Partei une 
Fraktion stünden geschlossen hinter derr 
Regierungschef. 
In einem "Blick" zur Opposition meinte 
der SPD-Fraktionsvorsitzende, die pro· 
grammatische Rolle sei Köppler von derr 
westfälisch-lippischen CDU-Vorsitzen~ 
Biedenkopf "total abgenommen" ~ 
den, der aber nur im Falle eines Wahlsle· 
ges in die Landespolitik überwechselr 
wolle. Bei einer Niederlage der CDL 
"kommt er eben nicht. Dazu muß ict 
sagen: So etwas gäbe es bei uns in dei 
SPD nicht." 
Der Opposition bescheinigte Haak, "um 
in der vergangenen Wahlperiode das Le· 
ben weiß Gott nicht schwergemacht" Zl 
haben. SiE! habe "den Löwenanteil unse· 
rer Maßnahmen" noch nicht einmal über· 
zeugend kritisieren können, kaum ver· 
wertbare VorSChläge eingebracht une 
"wenige bis gar keine" konstruktiven AI· 
ternativen entwickelt, sondern sich ir 
wichtigen landespolitischen Frager 
"selbst demaskiert". Der "total unsinni· 
gen" Äußerung Köpplers, ein baldigel 
Währungsschnitt sei aktueller als dei 
Weltuntergang, habe Biedenkopf "diE 
Krone aufgesetzt" mit der Feststellung 
die Staatsverschuldung zur Ankurbelun~ 
der Konjunktur erzeuge nur ein künstli· 
ches Wirtschaftswachstum und verhil'J.rI~. 
re Arbeitslosigkeit nicht. Angesichts~ 
arbeitsmarktpol itischen Herausforde~ 
gen der 80er Jahre sei "dieser Mann' 
untragbar, erklärte Haak. 
Die angeblich so hohe Staatsverschul 
dung Nordrhein-Westfalens nehme diE 
SPD als angemessen hin. "Unsere Schul 
den sind, gemessen an anderen Länderr 
des In- und Auslandes, nicht übermäßic 
und das Wort vom Himalaja-Gebirge ir 
diesem Bereich ist eine einfache Propa 
gandaformel des Herrn Köppler." 
Als Schwerpunkte künftiger Landespolitil 
nannte der SPD-Politiker die Sicherun( 
und Schaffung von Arbeitsplätzen, dei 
Strukturwandel und die Energieversor 
gung ("Nutzung vor allem der heimischel 
Energieträger wie der Kohle"). GleichfalI: 
sollen nach Haaks Worten der Umwelt 
schutz vorangetrieben und die Lebensbe 
dingungen in den Städten und Dörfen 
verbessert werden. Auf die Schulpolitil 
eingehend, kündigte Haak an: "Wir wol 
len in den 80er Jahren wesentlich meh 
Gesamtschulen anbieten, als Angebot ne 
ben Hauptschule, Realschule und Gym 
nasium, überall dort, wo die Eltern e 
wollen." Die Ergebnisse des Gesamt 
schulversuchs seien überwiegend positi 
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ausgefallen. Die Gesamtschule sei "eine 
freiheitliche soziale Schule, die auf die 
Eignung, die Begabung und die Neigung 
der Kinder Rücksicht nimmt." 
Der kommenden Wahlauseinanderset­
zung sehe die SPD "mit großer Zuver­
sicht" entgegen, betonte Haak. Köpplers 
Rechnung, ihm fehle nur noch ein Pro­
zent, hielt Haak angesichts ihm vorliegen­
der Meinungsumfragen für ein, wie er 
sagte, durchsichtiges Zweckgerücht. 

Wolfgang Heinz (F.D.P.) qualifizierte die 
Oppositionspolitik in den letzten fünf Jah­
ren als "alternativlos und zerfahren". Gu­
te Ansätze zur sachlichen Zusammenar­
beit, zur allseitigen Kompromißlosigkeit 
in den Ausschüssen habe die CDU oft im 
Plenum wieder zunichte gemacht. "Statt 
.eigenständige Beiträge zu entwickeln, hat 
sie teilweise noch gar nicht ausgereifte 
Fremdarbeiten übernommen, wie bei-

SPD-Fraktionsvorsitzender Dr. Dieter Haak: Erfolg­
reiche Bilanz der sozialliberalen Koalition. 

spielsweise den Polizeigesetzentwurf der 

~
nenministerkonferenz aus einem frühen 

;, ;:~dium oder den Mittelstandsförde­
'rflgsgesetzentwurf des Rheinisch-West­

fälischen Handwerkerbundes" , rügte der 
F.D.P.-Fraktionsvorsitzende. Mit dieser 
"armseligen" Opposition sei wahrhaftig 
kein Staat zu machen. 

Den NRW-Haushalt 1980 wertete Heinz 
als erneuten Beweis für die Leistungsfä­
higkeit der sozialliberalen Koalition. Der 
Etat zeige deutlich, daß "wir uns den 
Problemen unseres Landes stellen, Lö­
sungen anbieten und EntSCheidungen fäl­
len". Im Gegensatz zu früheren CDU­
Regierungen habe sich die Koalition bei 
ihren haushaltspolitischen Überlegungen 
nicht von der bevorstehenden NRW-Wahl 
beeinflussen lassen. "Wir verteilen keine 
Geschenke", stellte Heinz fest, "um uns 
beim Wähler beliebt zu machen, sondern 
wir sagen dem Wähler die Wahrheit." Der 
Etatanstieg bleibe auch 1980 unter sechs 
Prozent, und die Nettokreditaufnahme 
werde um fast 500 Millionen DM geringer 
ausfallen als im letzten Jahr. "Damit 
schreiten wir trotz der Kassandrarufe der 
Opposition auf dem Pfad der Konsolidie­
rung fort - so schwer das auch sein mag." 
Heinz räumte ein, der Schuldenstand sei 
seit 1973 von 2,7 Milliarden DM auf 22 

Milliarden gestiegen. Als Gründe hierfür 
führte er die schwere Wirtschaftskrise der 
Jahre 1974/75 und den deutlichen Rück­
gang der Investitionen und der Nachfrage 
an. Die Erfolge bei der "Milderung" der 
Arbeitslosigkeit und bei der Erhöhung 
des Bruttosozialprodukts könnten auch 
von der Opposition ernstlich nicht bestrit­
ten werden. Mit dem 1979 um vier Prozent 
gestiegenen realen Sozialprodukt hat 
Nordrhein-Westfalen nach den Worten 
des F.D.P.-Politikers wieder Anschluß an 
das bundesdurchschnittliche Wirtschafts­
wachstum gefunden, "obwohl es erheb­
lich schlechtere wirtschaftsstrukturelle 
Voraussetzungen dafür besaß". Die 
Wachstumsverluste des monostrukturier­
ten Ruhrgebiets seien so groß gewesen, 
daß "wir flankierende Maßnahmen ergrei­
fen mußten, die erst längerfristig wirken 
können, aber ja nun auch wirken", erin­
nerte Heinz. 
Als "Beispiel für liberale Politik mit Ver-

F.D.P.-Fraktionsvorsitzender Wolfgang Heinz: Die 
OppOSition ist zerfahren und alternativ/os. 

nunft und Augenmaß" bezeichnete Heinz 
die Gesamtschule, die von der F.D.P. un­
ter den Vorbehalt eines breitangelegten 
Versuchs gestellt worden sei. Der "vor­
schnellen" Forderung von Kultusminister 
Girgensohn nach flächendeckender Ein­
führung der Gesamtschule als Regel­
schule habe die F.D.P. noch Anfang 1979 
dauerhaft einen Riegel vorgeschoben. Die 
Gesamtschule, die noch Schwächen zei­
ge, "kann das bestehende Schulwesen 
nicht ersetzen, aber seine Vielfalt erwei­
tern". 

Dr. Theodor Schwefer (CDU) hielt der 
F.D.P. vor: "Die einzige Kunst, die Sie 
beherrschen, ist doch, mit rund fünf Pro­
zent seit zig Jahren hier im Lande und im 
Bund zu regieren." Man könne nur stau­
nen, mit welcher Leichtfertigkeit die 
F.D.P. über die zentralen und existentiel­
len Probleme Nordrhein-Westfalens hin­
weggehe. Zur Staatsverschuldung warf 
Schwefer der Koalition Versagen vor. Ih­
rer Ankündigung, spätestens 1980 eine 
Konsolidierung der Landesfinanzen her­
beigeführt zu haben, stellte der finanzpo­
litische Sprecher der CDU als Situations­
beschreibung gegenüber: "Wir sind heu­
te von der Konsolidierung weiter entfernt 
denn je." Statt eines Abbaus seien in der 
mittelfristigen Finanzplanung für 1981 
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weitere 7 Milliarden DM als Neuverschul­
dung vorgesehen. 

Finanzminister Dr. Diether Posser (SPD) 
wies darauf hin, daß die zwischen 1975 
und 1979 tatsächlich aufgenommenen 
Kredite um mehr als 10 Milliarden DM 
unter der Summe liege, "zu deren Auf­
nahme wir durch den Landtag ermächtigt 
waren". Die aktuelle Verschuldung betra­
ge auch nicht 32 Milliarden DM, sondern 
22 Milliarden DM, rechnete Posser der 
Opposition vor. Unter allen Bundeslän­
dern habe Nordrhein-Westfalen die nied­
rigste Pro-Kopf-Verschuldung. 

Wirtschaftsminister LiseloHe Funcke 
(F.D.P.) setzte sich mit der Frage ausein­
ander, was Nordrhein-Westfalen "zu er­
warten hat, denn Herr Köppler und Pro­
fessor Biedenkopf die Wirtschaftspolitik 
in diesem Land zu verantworten haben". 
Die Forderungen aus den Reihen der CDU 
seien ganz anders als die recht theoreti­
schen Analysen Biedenkopfs. Schwefer 
beispielsweise lobe das Aktionspro­
gramm Ruhr als Erfüllung einer CDU­
Initiative, Biedenkopf dagegen kritisierte 
die Förderung mit dem Vorwu'rf, das Re­
vier werde zum Kostgänger der Nation 
gemacht. Andere in der CDU wiederum 
hielten das Gesamtvolumen für nicht aus­
reichend, während Biedenkopf das Enga­
gement des Staates für Wirtschafts­
wachstum einschränken wolle. 

Innenminister Dr. Burkhard Hirsch 
(F.D.P.) wehrte sich gegen Köpplers Vor­
wurf, er wolle die ARD zerschlagen. "Das 
ist nicht richtig." Die Zerschlagung des 
Norddeutschen Rundfunks halte er für 
"medien pOlitischen Rückschritt ersten 
Ranges". Hirsch: "Das Wesentliche ist 
aber, wenn es bei dieser Zweiländeran­
stalt bleiben sollte, die in der Tat ein 
zahlendes Mitglied der ARD sein kann, 
'daß ein Sender Hamburg überhaupt nicht 
Partner des Finanzvertrags zwischen den 
Ländern ist, weil es diesen Sender zum 
Zeitpunkt des Abschlusses des Vertrages 
nicht gegeben hat. Das würde bedeuten, 
daß dieser Sender, der sicherlich kein 
zahlender, sondern ebenso wie andere 
kleinere Rundfunkanstalten ein Nehmer­
sender wäre, überhaupt nicht existieren 
könnte." Deshalb müsse man zu einer, so 
der Minister, "angemessenen Regelung" 
kommen. 

Albert Pürsten (CDU) meinte zu der Rede 
von Heinz: "Bei Ihnen hat die Galle die 
Funktion des Gehirns übernommen." Die 
CDU lasse sich "nichts von dem abzeich­
nen", daß die Landespolitikerstdurch ihre 
Alternativen und konstruktiven Beiträge 
Farbe erhalten habe. Der Landtag wäre 
über weite Strecken arbeitslos geblieben, 
wenn er auf Initiativen der Regierung und 
der Koalition gewartet hätte, hielt Pürsten 
dem F.D.P.-Fraktionsvorsitzenden vor.lro­
nisch stellte er in einer Gesamtschau fest: 
"Unser Land hat eine feine Entwicklung 
genommen." Während die Arbeitslosen­
quote 1966 ein Prozent betragen habe 
("Weichen Terror haben Sie damals ge­
macht!"), liege sie heute bei fünf und mehr 
Prozent. Gleiches gelte für Verschuldung 
und Investitionen, führte Pürsten aus. Die 
jetzige Regierung werde einmal in die 
Landesgeschichte als "die Regierung der 
Immobilität bei politischen Entscheidun­
gen" eingehen, prophezeite er. 
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